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10.12.2025 

Stellungnahme zum Entwurf der Biberverordnung (BiberVO) des Landes 

Geschäftszeichen: UM71-8830-52/1/164 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der BUND Landesverband Baden-Württemberg bedankt sich für die Zusendung der oben 

genannten Unterlagen und die Möglichkeit, eine Stellungnahme einzureichen. 

 

Grundsätzliche Ablehnung 

Wir lehnen den vorliegenden Entwurf der Biberverordnung in seiner aktuellen Fassung 

grundsätzlich ab, da er  

1) fachlich nicht erforderlich ist und seine zentrale Begründung unzutreffend oder nicht belegt 

ist,  

2) das funktionierende Bibermanagement sowie die Konfliktlösung vor Ort gefährdet,  

3) einen deutlichen Rückschritt im Natur-, Arten und Klimaschutz darstellt,  

4) an vielen Stellen unkonkret bleibt, zu Rechtsunsicherheiten führt und potenziell 

rechtswidrig ist 

 

 

1) Zweifelhafte Erfordernis und Begründung 

Ein nachvollziehbarer Bedarf für eine pauschale Sonderregelung ist nicht erkennbar. Obwohl 

der einst ausgerottete Biber seit Ende der 1980er Jahre wieder in Baden-Württemberg 

vorkommt und der Bestand inzwischen auf etwa 11.500 Tiere geschätzt wird, wurden seit 

seiner Rückkehr nur vier Entnahmen durchgeführt. Bei allen anderen Konfliktfällen wurden 

 

 

 



 

alternative Lösungen gefunden, die gleichzeitig die Akzeptanz für den Biber förderten und den 

europäischen Schutz der Tierart respektierten. Außerdem bieten die bisherigen gesetzlichen 

Regelungen nach § 45 BNatSchG bereits ausreichende Möglichkeiten, im Einzelfall auf 

Schäden zu reagieren. Der Entwurf schafft daher lediglich einen weitreichenden Abbau bisher 

geltender Prüfmaßstäbe und führt nicht zur Verhinderung möglicher Konflikte. 

 

Das Argument, die bisherige Praxis rufe einen zu großen bürokratischen Aufwand hervor, 

taugt nach Rücksprache mit den zuständigen Behörden nicht für die Begründung einer so 

weitreichenden Verordnung. Der vorliegende Entwurf schafft hinsichtlich des bürokratischen 

Aufwandes keine Abhilfe, da er nur zusätzliche Rechtsunsicherheiten schafft. Die Reduzierung 

bürokratischen Aufwandes braucht aber vor allem dies: rechtssichere, klare Reglungen. Die 

Biberverordnung würde lediglich für eine Verschiebung der Zuständigkeiten von den höheren 

zu den ohnehin überlasteten unteren Naturschutzbehörden sorgen. Durch den vorliegenden 

Verordnungsentwurf steigt der Druck auf die unteren Naturschutzbehörden, während 

gleichzeitig ihr Handlungsspielraum eingeschränkt wird. Wir weisen außerdem darauf hin, 

dass wir aktuell keinen einzigen Fall in Baden-Württemberg recherchieren konnten, bei dem 

der Abschuss eines Bibers zur langfristigen Lösung eines Konfliktes führt. 

 

Hinzu kommt: Selbst in Bayern, das immer wieder als “Vorbild” genannt wird, wird eine 

vergleichbare Verordnung nur selten angewendet. Es ist nicht erkennbar, warum die 

Verordnung in Baden-Württemberg bei dieser Ausgestaltung wirksamer oder praxisnäher 

wäre. 

 

Ferner lässt der Entwurf offen, wie Biberberater*innen, Naturschutzverbände und die 

Öffentlichkeit künftig eingebunden werden. Das stellt aus unserer Sicht ein Risiko für die 

Qualität und Akzeptanz der zu erwartenden Eingriffe dar. 

 

 

2) Gefährdung der Konfliktlösung und des Bibermanagements 

Konflikte mit Bibern sind in der Regel Ausdruck eines historisch gewachsenen strukturellen 

Mangels an naturnahen Gewässern und Auenlandschaften und kein ursächliches Problem 

durch den Biber selbst. Hier sind aus unserer Sicht vor allem fehlende Berücksichtigung von 

Gewässerrandstreifen, bauliche Eingriffe in Auen und die intensive Nutzung bis nahe an die 

Uferböschungen zu nennen. 

  



 

Die Tötung von Bibern ist allenfalls ein Instrument zur kurzfristigen Konfliktberuhigung, jedoch 

keine nachhaltige Lösungsstrategie. Reviere, in denen Biber getötet wurden, werden rasch 

von Jungbibern wieder besetzt. Außerdem werden die zu befürchtenden zahlreichen 

Abschüsse und Zugriffe auf Biberlebensräume zu Revierveränderungen in der Fläche führen, 

die zusätzliche Biberaktivitäten an neuer Stelle bewirken, wodurch potenzielle Konflikte eher 

zu- als abnehmen. 

 

Wenn das in Baden-Württemberg durchgeführte Modellprojekt etwas gezeigt hat, dann dass 

es notwendig wäre, das gut funktionierende Bibermanagement in Baden-Württemberg 

personell und finanziell zu stärken und auf das Instrument der Allgemeinverfügungen zu 

verzichten. Es ist nicht nachvollziehbar, warum der vorliegende Verordnungsentwurf all dem 

widerspricht: Er würdigt das bisherige intensive und ehrenamtliche Engagement der 

Biberberater*innen herab. Nicht wenige der Engagierten überlegen im Falle des Inkrafttretens 

dieser Verordnung ihr Amt niederzulegen. Dadurch ginge nicht nur wertvolles 

Erfahrungswissen verloren, sondern auch ein entscheidender Faktor für die hohe Akzeptanz 

des bisherigen Bibermanagements in der Gesellschaft – der individuellen und persönlichen 

Beratung vor Ort.  

Für diejenigen Biberberater*innen, die ihrer Tätigkeit weiterhin nachgehen wollen, würde die 

Biberverordnung die Arbeit erschweren, weil der Wille der Betroffenen, alternative (nicht-

letale) Lösungen zu finden, sinkt. Der Flächenankauf und die Umsetzung von Maßnahmen 

nach der Förderrichtlinie werden noch schwerer umzusetzen sein als bisher. 

 

 

3) Rückschritt im Natur-, Arten- und Klimaschutz 

Der Biber ist eine Schlüsselart mit erheblichen positiven Effekten auf die Gewässerökologie, 

die Biodiversität, den natürlichen Klimaschutz und die Klimaanpassung. Zahlreiche Studien 

belegen, dass Biber unter anderem: 

 die Wasserretention in der Landschaft verbessern, 

 Niedrigwasserphasen abmildern und Hochwasserspitzen dämpfen, 

 Gewässer morphologisch aufwerten, 

 wertvolle Auenlebensräume für Amphibien, Insekten, Fische und Vögel schaffen, 

 auf Überschwemmungsflächen natürliche Kohlenstoffspeicher schaffen 

 zur Grundwasserneubildung beitragen. 

 

Die Zielsetzung der Verordnung ignoriert diese Ökosystemleistungen vollständig und 

verhindert an vielen Stellen, dass der Biber seinen Nutzen entfalten kann. Dies ist angesichts 



 

der Herausforderungen durch Klimakrise, Wassermangel und Biodiversitätsverlust aus 

unserer Sicht weder nachvollziehbar noch hinnehmbar.  

 

Ein besonderes Versäumnis der Verordnung besteht darin, dass die Verordnung nicht 

sicherstellt, dass ernsthafte Schäden de facto nur außerhalb des gesetzlich geschützten 

Gewässerrandstreifens auftreten können. Den Biber als heimische Art zu akzeptieren und ihm 

an unseren Fließgewässern Raum zu geben, hätte im Übrigen noch einen weiteren positiven 

Effekt: Das Ziel der EU-Wiederherstellungsverordnung (WVO), die Rückgewinnung von 25.000 

km frei fließenden Flüssen in der EU und eine Verbesserung der natürlichen Funktionen der 

angrenzenden Auen bis 2030, könnte dank des Bibers günstiger erreicht werden.  

 

 

4) Rechtsunsicherheit und absehbare Rechtswidrigkeit 

Der Entwurf bleibt an vielen Stellen so unkonkret und vage, sodass er in seiner aktuellen Form 

aus unserer Sicht zu erheblichen Rechtsunsicherheiten führt. Besonders deutlich wird diese 

Unsicherheit bei der Bewertung „ernster forst-, land-, fischerei-, wasserwirtschaftlicher oder 

sonstiger ernster wirtschaftlicher Schäden“ (§1 (1)): Es gibt keinerlei Hinweise, anhand 

welcher objektiven, überprüfbaren Maßstäbe bzw. Kriterien das Schadensausmaß bemessen 

und auf Verhältnismäßigkeit geprüft werden soll. Ebenso unklar ist, ab wann Maßnahmen 

„nicht erfolgreich“ oder „unzumutbar“ sind (§1 (2)) oder welche Maßnahmen zur 

Verhinderung einer Wiederbesiedlung „zumutbar“ sind (§5 (2)). Auf die Nennung der vielen 

weiteren Ungenauigkeiten verzichten wir an dieser Stelle. 

 

Darüber hinaus sehen wir im vorliegenden Entwurf gravierende Unvereinbarkeiten mit 

geltendem Naturschutzrecht: Der Biber ist streng geschützt (Anhang IV FFH, §7 Abs. 2 Nr. 13 

und 14 BNatSchG). Für ihn gelten die Zugriffsverbote nach §44 Abs.1 BNatSchG und Artikel 12 

Abs.1 FFH. Artenschutzrechtliche Ausnahmen sind laut §45 Abs.7 BNatSchG unter drei 

Voraussetzungen möglich.  

 

1. Es liegen zwingenden Gründe des überwiegend öffentlichen Interesses vor 

2. Es gibt keine zumutbaren Alternative 

3. Der günstige Erhaltungszustand der Population muss gewahrt werden.  

Artenschutzrechtliche Ausnahmen müssen stets eindeutig begründet, verhältnismäßig und im 

Einzelfall geprüft werden. Die Ausnahmevoraussetzungen sind hierbei von den Behörden 

streng auszulegen. Das Instrument der Allgemeinverfügung steht in krassem Widerspruch 

hierzu und widerspricht der Pflicht, vorrangig nicht-letale Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 



 

Eine solche Allgemeinverfügung ist deshalb nicht rechtssicher ausformulierbar und stellt die 

unteren Naturschutzbehörden vor eine kaum lösbare Aufgabe. 

 

Der Verordnungsentwurf hat die Erweiterung der Entnahme- und Tötungspraxis zum Ziel.  

Wird dies – auch und gerade unter dem Druck von Partikularinteressen – so umgesetzt, 

entwickelt sich damit ein dauerhafter Bestandsdruck auf den nach FFH-Richtlinie geschützten 

Biber. Er lässt jedoch offen, wie die Verpflichtung der Verbesserung bzw. Sicherung eines 

günstigen Erhaltungszustandes künftig eingehalten werden soll. Zumal aufgrund des 

fehlenden Monitorings die Anzahl der Biber in Baden-Württemberg lediglich auf Schätzungen 

beruht und der Erhaltungszustand so kaum zu überwachen ist. 

 

Außerdem zweifeln wir die Vereinbarkeit der Verordnung mit dem Grundsatz des 

Tierschutzgesetzes an: Denn beim Freischuss kann nicht gewährleistet werden, dass 

vermeidbares Leid oder vermeidbare Schmerzen unterbleiben, da beispielsweis eine 

erforderliche Nachsuche nicht durchgeführt werden kann. 

 

Auf dieser Basis gehen wir davon aus, dass die Verordnung in der vorgelegten Fassung 

höherrangigem Recht widerspricht und damit rechtswidrig ist. 

 

 
Zusammenfassung 

Aus den genannten Gründen lehnen wir den vorliegenden Entwurf der Biberverordnung 

entschieden ab und fordern, den Entwurf in dieser Form nicht weiter zu verfolgen. Stattdessen 

sollten bestehende rechtliche Instrumente konsequent angewendet, das Bibermanagement 

mit seinen langfristigen Lösungen gestärkt und die gesetzlichen Voraussetzungen der FFH-

Richtlinie vollständig eingehalten werden. Die Tötung von Bibern darf nur als Ultima Ratio 

erfolgen. Ziel sollte ein konfliktarmes, naturverträgliches Miteinander sein, das den hohen 

ökologischen Wert des Bibers anerkennt und eine langfristige Koexistenz von Mensch und 

Biber gewährleistet. 

 

Auch wenn die Verbändeanhörung nach unserem aktuellen Kenntnisstand formal 

ordnungsgemäß durchgeführt wurde, erweckt die von Ministerpräsident Kretschmann 

angekündigte Verabschiedung der Verordnung noch vor Weihnachten (also nur wenige Tage 

nach Fristende) unweigerlich den Eindruck einer bloßen Scheinbeteiligung. Wir erwarten, dass 

die eingehenden Stellungnahmen gewürdigt werden; insbesondere die Frage der 

Rechtsunsicherheiten sind fundamental. 

 



 

Sollte die Biberverordnung in der derzeit vorgesehenen Form verabschiedet und angewandt 

werden, behalten wir uns ausdrücklich vor, rechtliche Schritte dagegen einzuleiten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Martin Bachhofer 

BUND-Landesgeschäftsführer 

 

 

Anlage 

BUND-Position „Biber und Gewässerrandstreifen in Baden-Württemberg“ 


